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W enn du das meinen Eltern 
erzählst, dann komme ich 
nicht mehr!« 

Mit solchen oder ähnlichen Aussagen 
sehen sich Fachkräfte häufig konfron-
tiert, wenn sie Kinder und insbesonde-
re Jugendliche beraten. Wie ist diese 
Aussage rechtlich einzuordnen, wie in 
das Beratungssetting zu integrieren? 
Darf überhaupt und falls ja, wie lange, 

ohne die Eltern oder andere Personen-
sorgeberechtigte (PSB) zu informieren 
beraten werden? 

In aller Kürze vorab: Ja, Erziehungs- 
und Familienberatungsstellen dürfen 
und sollten dringend minderjährige 
Ratsuchende auch ohne Kenntnis der 
Personensorgeberechtigten beraten. 
Nur so können die Ziele des Kinder- 
und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 

verwirklicht und ein auf Mitbestimmung 
aufbauendes selbstbestimmtes Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen 
ermöglicht werden. Die rechtliche 
Grundlage, § 8 Abs. 3 SGB VIII, soll 
Ihnen dieser Beitrag näherbringen.

Um die aufgeworfenen Fragen aus-
führlich zu beantworten, lohnt zunächst 
ein Blick in das 8. Sozialgesetzbuch 
sowie in die Historie des § 8 Abs. 3 

SGB VIII. Um die aktuelle Gesetzes-
lage einordnen und die Entwicklung 
nachvollziehen zu können, wird die 
Vorgängerregelung neben die aktuelle 
Fassung des Beratungsanspruchs von 
Kindern und Jugendlichen gemäß § 8 
Abs. 3 SGB VIII gestellt (siehe Seite 4, 
Unterschiede sind kursiv dargestellt).

Mit dem 2012 in Kraft getretenen 
Bundeskinderschutzgesetz (Vorgänger-

regelung) ist zur Stärkung ihrer Rechts-
position ein subjektiver Anspruch für 
Kinder und Jugendliche auf Beratung 
durch die Kinder- und Jugendhilfe 
gesetzlich geregelt worden. In die-
sem ersten Schritt ist der Wandel von 
einer als Aufgabe normierten Beratung 
von Kindern und Jugendlichen hin zu 
einem subjektiven Rechtsanspruch 
vollzogen worden (Smessaert 2021, 
S. 44). Allerdings ist damals an dem 
Vorliegen einer Not- und Konfliktla-
ge als Voraussetzung für die eigen-
ständige Beratung von Kindern und 
Jugendlichen festgehalten worden. Es 
verblieb somit bei einer ›Notberatung‹, 
die nur im Ausnahmefall möglich sein 
sollte. Im Rahmen des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) von 
2021 (aktuell geltende Fassung) entfiel 
das Erfordernis der Not- und Kon-
fliktlage, um Kinder und Jugendliche 
gemäß den Zielen des KJSG vermehrt 
zu schützen, zu stärken und zu be-
teiligen. In der Gesetzesbegründung 
schreibt der Gesetzgeber, ein solcher 
Beratungszugang für Kinder und 
Jugendliche sei insbesondere deshalb 
erforderlich, da sich eine vom Gesetz 
geforderte »Not- und Konfliktlage« auf 
Grund eines noch nicht aufgebauten 
Vertrauensverhältnisses nicht immer 
bereits beim ersten Kontakt zeige. 
Ganz im Gegenteil: Kinder und gerade 
Jugendliche benötigen häufig erst das 

Bedingt  
bedingungsloser  
Anspruch
Beratung von Kindern und Jugendlichen  
gemäß § 8 Abs. 3 SGB VIII 

bke Hinweis
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Bedingt bedingungsloser Anspruch	 bke-Hinweis

Gefühl, dem Gegenüber Vertrauen zu 
können, um über ihre, häufig auch 
schambelasteten Probleme, reden 
zu können. Dieser Vertrauensgewinn 
benötigt Zeit und ist oftmals erst nach 
mehreren Terminen gegeben, d. h. erst 
dann kann die eigentliche Beratung 
beginnen. Die Nichterkennbarkeit einer 
offensichtlichen Not- und Konfliktlage 
verhinderte überhaupt in ein Gespräch 
mit dem Kind oder dem/der Jugend-
lichen einzutreten und eine solche 
ggf. zu ermitteln. In der Gesetzesbe-
gründung zum KJSG steht daher: »Der 
bedingungslose Beratungsanspruch er-
möglicht (. . .) einen niedrigschwelligen 
Zugang für Kinder bzw. Jugendliche 
zu Beratung« (BT DRS 18/7100 S. 59). 
Hier taucht erstmals der Begriff des 

bedingungslosen Beratungsanspruches 
auf, der vielen Fachkräften geläufig 
ist. Wie ist dieser jedoch zu verste-
hen? Auf die Gesetzesbegründung 
aufbauend davon auszugehen, Kinder 
und Jugendliche hätten grundsätzlich 
einen Anspruch auf dauerhafte Erzie-
hungsberatung gemäß §§ 27 Abs. 1, 
28 SGB VIII in steter Unkenntnis der 
Personensorgeberechtigten ist eine zu 
weitgehende und somit unzutreffende 
Folgerung.

Lassen Sie uns im Folgenden die 
Systematik, den Hintergrund und 
die Entstehung sowie den konkreten 

Wortlaut des § 8 Abs. 3 SGB VIII unter 
Hinzunahme konkreter Fallbeispiele aus 
der Praxis betrachten:

Konkrete Fallbeispiele aus 
der Praxis (Auszüge)

Fallbeispiel 1
Der 13-jährige M. sucht aus eigenem 
Antrieb Kontakt zu einer Erziehungs- 
und Familienberatungsstelle und 
vereinbart einen Termin zur Beratung. 
Nach einigen Beratungskontakten, 
in denen M. etwas »herumdruckst«, 
aber klar ist, dass ein individueller 
Beratungsbedarf auf Seiten von M. 
besteht, stellt sich heraus, dass M.s 
sexuelle Entwicklung Kernanliegen 

der Beratung ist. M. fühlt sich zum 
männlichen Geschlecht hingezogen, 
ist sich seiner sexuellen Entwicklung 
aber nicht sicher. Dies alles irritiert 
ihn sehr, in seinem Umfeld gibt es 
niemanden, mit dem*der er über seine 
Gefühle reden kann. Große Angst hat 
er vor der Reaktion seiner von ihm 
sehr konservativ erlebten Eltern, die 
sich oftmals auch in seiner Gegenwart 
abfällig über queere Menschen äußern. 
Er liebt seine Eltern, aber als einziger 
Sohn möchte er sie nicht enttäuschen. 
All dies belastet ihn sehr, er hat in den 
letzten Monaten einiges an Gewicht 

verloren und zieht sich auch immer 
mehr in seine eigene Welt zurück.

Fallbeispiel 2
Die 16-jährige H. hat sich unterstützt 
von einer Freundin (Vertrauensperson) 
zur Beratung angemeldet. Die Freundin 
ist auch beim ersten Termin anwesend 
und berichtet, dass sich H. vermehrt 
ritzt und latent selbstgefährdende 
Handlungen bis hin zu (vagen) 
Suizidgedanken in den Raum stellt. 
H. hat die Verletzungen der Freundin 
gezeigt und auch zum ersten Mal 
darüber gesprochen, dass es sich für 
sie nicht lohne am Leben zu bleiben, 
sie würde ja eh keiner vermissen. 
Irgendetwas scheint sie zu belasten, 
aber bislang hat sie sich niemanden 
gegenüber weiter geöffnet, auch 
die Freundin weiß nicht mehr, hat 
aber eine Veränderung bei H. in den 
letzten Wochen festgestellt. H. zeigt 
sich im Erstkontakt freundlich, aber 
zurückhaltend. Sie äußert, dass sie 
auch zu weiteren Gesprächen alleine 
käme, weil es viel zu erzählen gäbe. 
Es muss aber sichergestellt sein, dass 
die Eltern nicht über die Beratung 
und v. a. nicht über die Inhalte der 
Beratungsgespräche informiert werden. 
Bislang ist nicht klar, aus welchem 
Grund die Eltern aus Sicht der H. unter 
keinen Umständen über eine Beratung 
informiert werden dürfen.

Fallbeispiel 3
Die 9-jährige R. ist eine gute, 
disziplinierte Schülerin. In letzter Zeit 
fällt sie aber mit einem abrupten 
Leistungsabfall in der Schule auf und 
durch vermehrtes Stören im Unterricht. 
Auch in eine Rauferei am Pausenhof 
war sie verwickelt. Nun wurde sie 
auch noch dabei erwischt, wie sie 
persönliche Dinge aus den Schulranzen 
ihrer Mitschüler*innen entwendet hat. 
In einem langen Gespräch mit der 
Klassenleitung hat diese R. darüber 
aufgeklärt, dass es die Beratungsstelle 
gibt und dass sie dort mit jemanden 
darüber sprechen könnte, warum sie 
sich seit ein paar Wochen so verhält 
und man ihr helfen kann. R. zeigt sich 
sehr offen, gerne möchte sie Hilfe, 
sie wisse auch nicht was mit ihr los 
sei, aber im Moment gehe es ihr nicht 
so gut. Die Lehrerin meldet dann 
gemeinsam mit R. das Mädchen für 
ein Beratungsgespräch an. In diesem 

Vorgängerregelung

Kinder und Jugendliche haben 
Anspruch auf Beratung ohne Kennt-
nis des Personensorgeberechtigten, 
wenn die Beratung aufgrund einer 
Not und Konfliktlage erforderlich ist 
und solange durch die Mitteilung 
an den Personensorgeberechtigten 
der Beratungszweck vereitelt würde. 
§ 36 des Ersten Buches bleibt unbe-
rührt.	

Aktuelle Fassung

Kinder und Jugendliche haben 
Anspruch auf Beratung ohne Kennt-
nis des Personensorgeberechtigten, 
solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Be-
ratungszweck vereitelt würde. § 36 
des Ersten Buches bleibt unberührt. 
Die Beratung kann auch durch einen 
Träger der freien Jugendhilfe er-
bracht werden, § 36a Abs. 2 S. 1 bis 
3 gilt entsprechend.

Das Vertrauen von Kindern 
und Jugendlichen zu gewinnen 
benötigt Zeit. 
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zeigt sich R. sehr offen und möchte 
auch gleich noch weitere Termine 
vereinbaren. R. berichtet von der 
kürzlich erfolgten Trennung der Eltern 
und dass beide Elternteile seitdem 
keine Zeit mehr für sie haben. Sie 
vermisse den Vater sehr, der sei nun in 
eine andere Stadt gezogen. Die Mutter 
habe einen neuen Partner, den mag R. 
aber nicht, weil er so streng sei und 

schlecht über ihren Vater rede. R. sagt, 
sie fühle sich oft alleine und weine 
viel. Den Vater dürfe und solle man 
am besten gleich informieren, dass 
sie an der Beratungsstelle Termine 
ausgemacht hat, sie hofft, dass er sie 
dann vielleicht sogar besuchen kommt. 
Die Mutter darf aber unter keinen 
Umständen von den Gesprächen 
erfahren, sie würde dann nur wieder 
schimpfen, weil R. ihr soviel Mühe und 
Sorge bereite.

Stellung des § 8 Abs. 3  
SGB VIII
Der eigenständige Beratungsanspruch 
von Kindern und Jugendlichen findet 
sich zwischen § 7 SGB VIII Begriffsbe-
stimmungen und § 9 SGB VIII Grund-
richtung der Erziehung, Gleichberech-
tigung von Mädchen und Jungen. Dies 
sind sehr grundlegende Regelungen im 
Ersten Kapitel, den Allgemeinen Vor-
schriften des SGB VIII. Aus der Zuord-
nung zu den Allgemeinen Regelungen 
folgt, dass § 8 Abs. 3 SGB VIII für die 
Wahrnehmung aller Aufgaben der Ju-
gendhilfe zu beachten ist und nicht ex-
klusiv für eine Hilfe zur Erziehung, zum 
Beispiel für die Erziehungsberatung 
nach § 28 SGB VIII, gilt. Somit bleibt 
nach der systematischen Stellung der 
Norm zunächst festzuhalten, dass der 
Anspruch auf eigenständige Bera-
tung von Kindern und Jugendlichen 
ohne Kenntnis der Personensorgebe-

rechtigten bei allen Leistungen und 
Aufgaben der Jugendhilfe zu beachten 
ist, auch in der Institutionellen Erzie-
hungsberatung. § 8 Abs. 3 SGB VIII 
kann quasi als Einfallstor für minder-
jährige Ratsuchende zur niedrigschwel-
ligen Erziehungsberatung gem. § 28 
SGB VIII genutzt werden, damit ist 
aber ausdrücklich kein eigenständiger 
dauerhafter Anspruch auf Erziehungs-

beratung in steter Unkenntnis der 
Personensorgeberechtigten gesetzlich 
geregelt. 

Für die Jugendlichen aus den Fall-
beispielen 1 und 2 bedeutet dies kon-
kret, dass sie zunächst ohne Kenntnis 
der Eltern beraten werden dürfen 
– auch in mehreren Gesprächen, d. h. 
über eine reine Erstberatung hinaus. 
Am Beispiel von M. und H. wird zudem 
exemplarisch deutlich, dass das wahre 
Beratungsanliegen oftmals nicht inner-
halb des ersten Kontaktes offenbart 
wird. Diese Beratung ist jedoch nur 
unter bestimmten Voraussetzungen – 

auf die später im Text eingegangen 
wird – ohne Kenntnis der Eltern 
weiterzuführen. Fachkräfte können sich 
bereits zu diesem Zeitpunkt verge-
genwärtigen, dass perspektivisch auf 
ein Hinzuziehen der Personensorge-
berechtigen hingewirkt werden sollte 
(bke 2022a). D. h. bei der Beratung 
von Kindern und Jugendlichen sollte 
der spätere Einbezug der Personensor-
geberechtigten (meist der Eltern) stets 
mitgedacht werden. 

Hintergrund, Systematik des 
SGB VIII und Entstehung  
des § 8 Abs. 3 SGB VIII
Mit Blick auf den aktuellen Wortlaut 
der Norm ist es sehr zu begrüßen, 
dass das Erfordernis des Vorliegens 
einer Not- und Konfliktlage weggefallen 
ist. Diese erhebliche Begrenzung des 
Anspruches war in Zeiten von telefo-
nischer oder anonymer Online-Beratung 
von Kindern und Jugendlichen längst 
nicht mehr zeitgemäß. Die Prüfung 
des Vorliegens einer Notsituation 
musste denklogisch vor der Bera-
tung stattfinden. Oftmals sind aber 
mehrere (Beratungs-) Gespräche zum 
Vertrauensaufbau erforderlich, bevor 
Kinder und Jugendliche ihre eigentlich 
bestehende Not- und Konfliktlage einer 
fremden Beratungsfachkraft offenbaren. 
Deutlich wird dies im ersten geschilder-
ten Fallbeispiel, in dem das eigentliche 
Kernanliegen des M., seine sexuelle 
Entwicklung, erst nach mehreren Be-
ratungskontakten offengelegt wurde. 
Dieser Anachronismus ist nun beseitigt. 
Zudem stand die Begrenzung auf eine 
›Notfallberatung‹ erheblich dem nied-
rigschwelligen Beratungszugang von 
Kindern und Jugendlichen im Wege. In 
Fallbeispiel 2 zeigt sich die Möglichkeit 
der Beratungsstelle auch über eine Ver-
trauensperson den niedrigschwelligen 
Zugang zu Beratung für H. zu reali-
sieren. Erste Beratungskontakte ohne 
Kenntnis der Personensorgeberech-
tigten, auch im Beisein einer Vertrau-

ensperson, sind rechtlich zulässig und 
sollten aus fachlichen Gesichtspunkten 
ermöglicht werden. 

Die eingefügte Klarstellung (im 
Kasten, S. 4, kursiv hervorgehoben) 
dient lediglich der Verdeutlichung, dass 
die Beratung auch durch einen Träger 
der freien Jugendhilfe erbracht werden 
kann und macht das bedarfsgerechte 
Angebot von Beratungsmöglichkeiten 
für Kinder und Jugendliche deutlich 
(Kunkel/Kepert 2022, Rn. 19). Zudem 

Bei der Beratung von Kindern 
und Jugendlichen sollte der 
spätere Einbezug der PSB stets 
mitgedacht werden. 

Das Erfordernis des Vorliegens 
einer Not- und Konfliktlage ist 
weggefallen. 
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wird die niedrigschwellige Inanspruch-
nahme der Beratungsleistung ohne das 
Erfordernis einer vorherigen Bewilli-
gung durch das Jugendamt ermöglicht. 
Auch an dieser Stelle wird die Nähe 
des § 8 Abs. 3 SGB VIII zur Erziehungs-
beratung gemäß § 28 SGB VIII sehr 
deutlich, notwendig ist die Klarstellung 
jedoch, da die Regelungen des § 8 
SGB VIII, wie dargestellt, als allgemeine 
Regel für alle Aufgaben der Jugendhilfe 
gelten. 

Nach dem aktuellen Wortlaut des 
§ 8 Abs. 3 SGB VIII haben Kinder und 
Jugendliche aber weiterhin keinen un-
eingeschränkten Anspruch auf Beratung 
ohne Kenntnis des Personensorgebe-
rechtigten. Die Tatbestandsvorausset-
zung der Beratungszweckvereitelung ist 
bestehen geblieben (»solange durch 
die Mitteilung an den Personensor-
geberechtigten der Beratungszweck 
vereitelt würde«). Die fortdauernde 
Beratung durch eine Erziehungsbera-
tungsstelle ohne Kenntnis der Perso-
nensorgeberechtigten muss folglich von 
den Fachkräften im Lauf des Bera-
tungsprozesses immer wieder über-
prüft werden. Die fallverantwortliche 
Fachkraft sollte daher in regelmäßigen 
Abständen hinterfragen, ob der Bera-
tungszweck durch die Mitteilung an die 
Personensorgeberechtigten (weiterhin) 
vereitelt würde. Es muss eine Interes-
senabwägung stattfinden: Die Fachkraft 
prüft, ob durch eine Mitteilung, bei-
spielsweise an die konservativen Eltern 
des M., der Beratungszweck aktuell 
(noch) vereitelt wird. Falls ja, darf die 
Beratung weiterhin ohne Kenntnis der 
Personensorgeberechtigten erfolgen. 
Die Frage wann der richtige Zeitpunkt 
ist, die konservativen Eltern des Jungen 
M. in den Beratungsprozess mit aufzu-
nehmen, sollte mitgedacht werden. Wie 
lange darf auch die Beratung der emo-
tional instabilen Jugendlichen H. ohne 
Kenntnis der Eltern erfolgen? Welche 
Voraussetzungen müssten geschaffen 
werden, dass R. auch den Einbezug der 
Mutter zulassen kann?

Einen wünschenswerten vollstän-
digen Paradigmenwechsel zur Stärkung 
der Rechte von Kindern und Jugend-
lichen hat der Gesetzgeber nicht vollzo-
gen, was mit dem aktuell vorherrschen-
den Selbstverständnis des SGB VIII 
verbunden ist. »Die Hilfe zur Erziehung 
(HzE) richtet sich – nicht als staatlich 
verantwortete Ersatzerziehung unmittel-

bar an das Kind oder den Jugendlichen 
selbst, sondern als Instrument zur 
Verbesserung der Erziehungskompetenz 
– primär an die Eltern im Kontext ihrer 
grundgesetzlich normierten Erziehungs-
verantwortung, auch wenn es letztlich 
dabei immer um das Wohl und die 
Interessen des Kindes geht (Wiesner 
2024, S. 259). Letztendlich geht dieses 
Selbstverständnis des 8. Sozialge-
setzbuches auf das grundgesetzlich 
geschützte elterliche Erziehungsrecht 
zurück. Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG gewährt 
das Grundrecht auf eine staatsfreie 
Verwirklichung der persönlichen Erzie-
hungsvorstellungen (elterliches Erzie-
hungsrecht der Personensorgeberech-
tigten, Elternautonomie). Sobald (aber 
erst auch dann, wenn) die Schwelle 

zur Kindeswohlgefährdung überschrit-
ten wird, wird nach Art. 6 Abs. 2 S. 2 
GG der Staat als Wächter (Staatliches 
Wächteramt) zum Eingriff in das 
elterliche Erziehungsrecht legitimiert, 
wenn die Eltern nicht bereit oder in der 
Lage sind, die Kindeswohlgefährdung 
abzuwenden bzw. an ihrer Abwendung 
mitzuwirken (§ 1666 BGB). 

Nach Kunkel/Kepert (2022) stelle 
bereits das Führen eines Beratungsge-
spräches ohne Kenntnis der Personen-
sorgeberechtigten grundsätzlich einen 
Eingriff in die grundrechtlich geschützte 
Rechtsposition der Eltern (Art. 6 Abs. 2 
S. 1. GG) dar. Aus der Elternautono-
mie folge das Recht zu bestimmen, 
welche staatliche Institution mit dem 
Kind Gespräche führt. Ein (Beratungs-) 
Gespräch mit dem Kind ohne Wissen 
und Wollen der Personensorgeberech-
tigten sei somit stets ein Eingriff in das 
Elterngrundrecht. 

Die bke teilt diese strenge Auffas-
sung nicht. An dieser Stelle genügt für 
den alltäglichen Umgang mit § 8 Abs. 3 
SGB VIII allein das Wissen, dass ein 

Eingriff vorliegen könnte und bei der 
Beratung von Kindern und Jugendlichen 
ohne Kenntnis der Personensorgebe-
rechtigten eine doppelte Sensibilität an 
den Tag zu legen ist. Dies wird am Fall-
beispiel 2 deutlich: Auf der einen Seite 
braucht es ein sensibles Verständnis ge-
genüber dem jungen Menschen, der ei-
genmotiviert oder gemeinsam mit einer 
nicht personenberechtigten Vertrauens-
person den Wunsch nach Beratung klar 
formuliert. Auf der anderen Seite muss 
sich die Fachkraft gewahr sein, dass 
eine Beratung Minderjähriger ohne In-
formation an den PSB grundsätzlich als 
ein Eingriff in das Elternrecht verstanden 
werden könnte. Diese Ambivalenz muss 
der Fachkraft bewusst sein, von ihr aus-
gehalten und so dokumentiert werden, 

dass und warum der Beratungszweck 
durch eine Mitteilung an die Personen-
sorgeberechtigten entfiel. 

Wortlaut des § 8 Abs. 3  
SGB VIII
Mit diesem Hintergrundwissen kann 
nunmehr der Wortlaut des § 8 Abs. 3 
SGB VIII näher betrachtet werden. 
Die Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 
SGB VIII sind juristisch so auszulegen 
und fachlich so mit Leben zu füllen, 
dass die widerstreitenden Interessen, 
das elterliche Erziehungsgrundrecht 
einerseits sowie das Recht des minder-
jährigen Ratsuchenden auf freie Entfal-
tung der Persönlichkeit andererseits, 
unter besonderer Berücksichtigung 
der Zwecke des KJSG gegeneinander 
hinreichend abgewogen worden sind. 
Das scheint kompliziert, ist es aber 
letztendlich nicht. 

Nach dem Wegfall der Vorausset-
zung der Not- oder Konfliktlage ist die 
einzige Tatbestandsvoraussetzung für 
den subjektiven Rechtsanspruch auf 

Kinder und Jugendliche 
haben weiterhin keinen 
uneingeschränkten Anspruch 
auf Beratung ohne Kenntnis der 
Personensorgeberechtigten.

Bedingt bedingungsloser Anspruch	 bke-Hinweis
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Beratung ohne Kenntnis der Sorge-
berechtigten nur noch die Vereitelung 
des Beratungszwecks (solange durch 
die Mitteilung an die Personensorgebe-
rechtigten der Beratungszweck verei-
telt würde). Was ist unter Vereitelung 

des Beratungszwecks zu verstehen? 
Hierzu zählen sämtliche Motive des*der 
minderjährigen Ratsuchenden, die 
dazu führen, dass der individuelle 
Bedarf an Beratung nicht gedeckt 
werden würde. Dies ist zum Beispiel 
dann der Fall, wenn die Information 
an den PSB, dass der junge Mensch 
beraten wird, negative Auswirkungen 
auf die Beratung hat, also der junge 
Ratsuchende zum Beispiel dann die 
Beratung abbrechen würde. In unseren 
Fallbeispielen könnten z. B. Motive der 
Scham in Betracht kommen (dies wäre 
bei M. denkbar), zu erwartende weitere 
Konflikte mit der Mutter wie bei R. 
oder auch andere ungewünscht negati-
ve Effekte oder (weitere) Zerwürfnisse 
mit den Eltern. 

Wenn die Fachkraft feststellt, dass 
durch die Information über Beratung 
des jungen Menschen an die Personen-
sorgeberechtigten der Beratungszweck 
vereitelt werden würde, darf ohne 
Kenntnis der Personensorgeberech-
tigten (weiter) beraten werden. Diese 
Prüfung ist allerdings keineswegs dau-
erhaft abgeschlossen. Unter Berücksich-
tigung des dargestellten verfassungs-
rechtlichen Hintergrundes ist vielmehr 
stetig zu prüfen, ob durch die Offen-
legung der Beratung gegenüber der 
Personensorgeberechtigten der Bera-
tungszweck weiterhin vereitelt werden 
würde. Es hat die oben dargestellte 
Interessenabwägung stattzufinden. Be-
sonderes Augenmerk ist hierbei auf das 
solange zu richten. Nach Ansicht der 
bke hat das solange mindestens zwei 
Dimensionen. Einerseits die inhaltliche 
Dimension: Das Recht der minderjäh-

rigen Ratsuchenden auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit durch Beratung ohne 
Kenntnis der Personensorgeberech-
tigten muss das elterliche Erziehungs-
grundrecht überwiegen. Andererseits 
muss die zeitliche Dimension zwingend 

berücksichtigt und permanent dahin-
gehend geprüft werden, ob das Recht 
der Ratsuchenden das Elternrecht noch 
überwiegt. Diese Prüfungen sollten 
von der Fachkraft gewissenhaft erfüllt 
werden und zumindest für die Selbst-
reflexion im Rahmen der Beratungs-
dokumentation schriftlich festgehalten 
werden. Wesentliche Gründe, warum 
die Personensorgeberechtigten (noch) 
nicht einbezogen werden, sollten kurz 
in der Beratungsdokumentation fest-
gehalten werden. Dies dient in erster 
Linie der Nachweisbarkeit der eigenen 
rechtlich und fachlich einwandfreien 
Arbeit und kann zudem im Bedarfs-
fall, beispielsweise im Nachgang 
zur Ausräumung etwaiger elterlicher 
Irritationen, den Personensorgebe-
rechtigten mit Einverständnis des*der 
Minderjährigen, eröffnet werden. So 

kann den Personensorgeberechtigten 
erklärt werden, warum die rechtlich 
mögliche und fachlich nötige Beratung 
ohne ihre Kenntnis erforderlich gewe-
sen ist. Indes das rudimentäre »der*die 
Klient*in wünscht keinen Einbezug der 
Sorgeberechtigten«, genügt nicht. Be-

sonderes Augenmerk ist zudem darauf 
zu richten, dass erst fachliche Erwä-
gungen das rechtlich Mögliche sinnvoll 
mit Leben ausfüllen können. In der 
Regel ist es nicht zielführend, dauer-
haft mit nur einem Puzzleteil, also dem 
minderjährigen Ratsuchenden, zu ar-
beiten und das übrige Familiensystem 
auszuklammern. Früher oder später ist 
es erforderlich, das gesamte System 
einzubeziehen, damit eine Verände-
rung erfolgen kann. Das Anliegen des 
13-jährigen M. (Fallbeispiel 1) könnte 
sich im Laufe der Beratung wandeln. 
Ging es vordergründig zunächst um die 
Entwicklung der eigenen Sexualität, 
so könnte das Anliegen künftig auch 
darauf abzielen, die Eltern über seine 
eigene sexuelle Orientierung aufzuklä-
ren und in der Fachkraft jemanden zur 
Unterstützung für ein derartiges Aufklä-
rungsgespräch zu gewinnen.

Im zweiten Fallbeispiel ist zu Beginn 
der Beratung der 16-jährigen H. völlig 
unklar, was der Grund ihrer emotio-
nalen Instabilität ist. Die beratende 
Fachkraft muss natürlich Aspekte zur 
Gefährdungseinschätzung dokumen-
tieren und gegebenenfalls auch die 
zuständige insofern erfahrene Fachkraft 
zur Gefährdungseinschätzung hinzu-
ziehen. Daneben könnte die Fachkraft 
perspektivisch versuchen zu klären, 
ob das familiäre System H.s Instabi-
lität verstärkt oder ihr als Ressource 
dienen kann. Dies muss einen stän-
digen Abwägungsprozess beinhalten, 
ab welchen Punkt die PSB einbezogen 
werden müssen. Perspektivisch könnte 
der Einbezug der Eltern evtl. auch klä-

ren, inwieweit die Eltern Veränderungs-
bereitschaft zeigen, um H. emotional 
zu unterstützen und ihr einen stabilen 
familiären Rahmen bieten können. 

Unabhängig davon könnte in Fall-
beispiel 2 die Pflicht zur Offenlegung 
der Beratung oder gar zur Offenlegung 

Damit eine Veränderung 
erfolgen kann, ist es oft 
nötig, das gesamte System 
einzubeziehen. 

Oft ist es dauerhaft nicht 
zielführend, nur mit den 
Jugendlichen, ohne das 
Familiensystem, zu arbeiten. 
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von Beratungsinhalten in besonderen 
Gefährdungslagen bestehen. § 8 Abs. 3 
SGB VIII steht einer Mitteilung (auch 
zu Beratungsinhalten) nicht entgegen, 
wenn Tatsachen anvertraut werden, 
die auf eine akute nicht anders 
abwendbare Gefährdung schließen 
lassen. Konkret bedeutet dies: Sollte 
sich im Beratungsprozess des Fallbei-
spiels 2 herausstellen, dass H. akut 
selbst- oder fremdgefährdend ist, 
sollten die Personensorgeberechtigen 
informiert werden. Auch wenn eine 
Gefährdung der*des Minderjährigen nur 
unter Einbezug der Eltern abgewendet 
werden kann, sind diese einzubezie-
hen. Hierfür spricht auch der in § 8a 
Abs. 1 SGB VIII verwurzelte Gedanke, 
wonach Eltern bei einer Gefährdungs-
beurteilung grundsätzlich einzubezie-
hen sind. Die datenschutzrechtliche 
Befugnis zur Offenbarung auch gegen 
den Willen der*des Minderjährigen er-
gibt sich aus § 65 Abs. 1 Nr. 5 SGB VIII 
i. V. m § 34 StGB (rechtfertigender Not-
stand). Fachlich ist aber dringend dazu 
zu raten, dass in unserem Fallbeispiel 
2 die Minderjährige H. aufgeklärt wird, 
warum nun doch eine Einbeziehung der 
Personensorgeberechtigten auch gegen 
ihren ausdrücklichen Willen erfolgt. 

Sonderfall: Nur ein Elternteil 
soll informiert werden 
oder Eltern in Trennung 
(Fallbeispiel 3)
Nach dem Wortlaut des § 8 Abs. 3 
SGB VIII haben Minderjährige einen 
Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis 
des Sorgeberechtigten. Personen-

sorgeberechtigt ist, wem allein oder 
gemeinsam mit einer anderen Person 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) die Personen-
sorge zusteht. Dies sind im Regelfall, 
auch im Falle der Trennung, die Eltern, 
§ 1626 Abs. 1 BGB. Aber: Der Nut-

zung des Singulars im Gesetzestext 
zu entnehmen § 8 Abs. 3 SGB VIII 
bezweckt oder ermöglicht gerade die 
Konstellation, dass nur ein Elternteil 
darüber informiert sein soll, wenn das 
Kind beraten wird, ist zu kurz gegriffen. 
Wahrscheinlicher ist, dass es sich um 
ein redaktionelles Versehen des Gesetz-
gebers handelt und denklogisch alle 

sorgeberechtigten Personen gemeint 
sind. Sollte der*die Minderjährige, wie 
im Fallbeispiel 3, gerade nur die Infor-
mation oder gar den Einbezug eines 
Personensorgeberechtigten wünschen, 
handelt es sich um eine Konstellation, 
die nicht ausschließlich über § 8 Abs. 3 
SGB VIII gelöst werden kann. Zunächst 
ist der Wunsch und damit die Autono-
mie des minderjährigen Ratsuchenden 
zu respektieren und nicht automatisch 
beide Personensorgeberechtigten zu 
informieren. Allerdings ist zu prüfen 
und ggf. perspektivisch darauf hinzu-
wirken, dass im Laufe eines längeren 
Beratungsprozesses beide Personen-
sorgeberechtigten über die Beratung 
informiert werden. Die dargestellte 
Interessenabwägung gilt für alle Per-
sonensorgeberechtigten. Insbesondere 
auch für die nicht zu informierende 
Person. Auch dieser steht das elterliche 
Erziehungsrecht zu und seine »Aspekte 

des Sorgerechts bei der Inanspruch-
nahme von Erziehungsberatung« 
(bke 2022a) sind tangiert. Wie mit 
Konstellationen umgegangen werden 
kann, wenn ein Elternteil die Beratung 
explizit ablehnt, wird in den informa-
tionen für Erziehungsberatungsstellen 

(bke 2022a) ausführlich beleuchtet. In 
der Regel ist es fachlich der beste Weg, 
von Beginn der Beratung eines Minder-
jährigen an, den Einbezug der Sorgebe-
rechtigten zu prüfen. Im Falle der Eltern 
in Trennung ist zudem zu beachten, 
wie die Beziehung der Eltern einzu-
schätzen ist, und ob das Kind durch 
die Beratung, von der nur ein Elternteil 

in Kenntnis gesetzt werden soll, in ei-
nen Loyalitätskonflikt gerät oder dieser 
verstärkt wird. Somit ist die Beratung 
eines Kindes/Jugendlichen mit Wissen 
nur eines Elternteils fachlich differen-
zierter zu bewerten als die vom Kind/
Jugendlichen eigenständig in Anspruch 
genommene Hilfe ohne Kenntnis beider 
Personensorgeberechtigten. Zentral 
ist aber immer das Wohl des Kindes/
Jugendlichen und seine Autonomie. Die 
Interessenabwägung Elternautonomie 
gegen die freie Entfaltung der Persön-
lichkeit ist in diesen Konstellationen 
nochmals um den Aspekt des Sorge-
rechts des nicht zu informierenden 
Elternteils zu erweitern und entspre-
chend zu dokumentieren warum dieser 
bisher nicht informiert worden ist.

Exkurs: Trennungsberatung 
der Eltern 
Die Eltern der 9-jährigen A. sind 
seit einigen Wochen in Beratung 
wegen ihrer kürzlich erfolgten 
Trennung. Beide Elternteile sind 
sorgeberechtigt. Ungeklärt ist bislang 
der Umgang. Der Vater möchte das 
Wechselmodell, die Mutter beharrt 
auf dem Residenzmodell, in dem A. 
den Lebensmittelpunkt bei ihr hätte. 
Die Fronten sind verhärtet. Die Mutter 
bittet nun die beratende Fachkraft 
darum, A. anzuhören. Laut Aussage 
der Mutter möchte A. unbedingt mit 
einer neutralen Person reden, da sie 
die elterlichen Auseinandersetzungen 
stark belasten. Die Mutter berichtet 
weiter, dass A. auf keinen Fall in einem 

Im Beratungsprozess ist darauf 
hinzuwirken, dass beide PSB über 
die Beratung informiert werden. 

Zentral ist immer das Wohl des 
Kindes bzw. Jugendlichen und 
seine Autonomie. 
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92/25 Informationen für Erziehungsberatungsstellen 

Wechselmodell leben möchte, das 
Mädchen hätte kaum Bezug zum Vater, 
dieser habe immer sehr viel gearbeitet 
und bislang nur am Wochenende Zeit 
für das Mädchen gehabt. Nun nach der 
Trennung wolle er auf einmal soviel 
Zeit mit der Tochter verbringen. Das 
verstehe weder die Mutter noch A. 
Das Mädchen sei total verunsichert 
und wolle den Vater am liebsten gar 
nicht mehr sehen. Der Vater ist strikt 
gegen ein Gespräch mit der Tochter in 
der Beratungsstelle. Seiner Auffassung 
nach instrumentalisiere die Mutter 
das Kind und bearbeite es unablässig 
dahin gehend sich gegen den Vater zu 
positionieren. Das Kind brauche und 
wolle keine Beratung, da ist er sich 
sicher, ganz im Gegenteil: ein Gespräch 
mit einer fremden Fachkraft würde 
das Mädchen noch mehr verunsichern. 
Vielmehr müsse die Mutter endlich 
dem Wechselmodell zustimmen, man 
sehe ja, wie schlecht es dem Mädchen 
anscheinend gehe, wenn es den 
Lebensmittelpunkt nur bei der Mutter 
habe. Wenn er Zeit mit seiner Tochter 

verbringt, blühe sie auf, sei fröhlich 
und will nicht zur Mutter zurück. 

In diesem Fallbeispiel stehen wir vor 
der Besonderheit des Wunsches (der 
Mutter?) nach Beratung Minderjähriger 
in einem aktuellen elterlichen Tren-
nungsgeschehen. Darf das Kind auch 
beraten werden, wenn nur ein Elternteil 
über die Beratung in Kenntnis ist bzw. 
nur ein Elternteil die Beratung des*der 
Minderjährigen forciert? 

Diese im Beratungsalltag nicht 
seltene Fragestellung ist nicht über 
die Neuerung des § 8 Abs. 3 SGB VIII 
gedeckt. Vielmehr handelt es sich 
hier um eine andere Problematik: Den 

Einbezug von Kindern in die elterliche 
Trennungsberatung. Eltern haben 
einen Anspruch auf Beratung bei einer 
Trennung (§§ 17, 18 und 28 SGB VIII). 
Diese Leistung(en) richtet sich unmit-
telbar an die in Trennung befindlichen 
Eltern, da ihre (gemeinsame) Erzie-

hungsfähigkeit, zum Wohle der Kinder, 
trotz Trennung erhalten bleiben soll. 
Eltern erhalten also Beratung, damit 
die betroffenen Kinder eine elterliche 
Trennung bestmöglich bewältigen 
können (Götting 2020, S. 120 f.). Zum 
Einbezug der Kinder im Rahmen der 
elterlichen Trennungsberatung haben 
viele Beratungsstellen unterschiedliche 
Konzepte erarbeitet und etabliert (z. B. 

auch Gruppenangebote wie Trennungs- 
und Scheidungsgruppen für Kinder). So 
konstatiert Ritzenhoff, dass ein mög-
licher Einbezug der Kinder stets eine 
fallbezogene differenzierte Abwägung 
erforderlich macht (Ritzenhoff 2022, 
S. 126 f.). Der Einbezug von Kindern 
in die Trennungsberatung kann aber 
auch deswegen sinnvoll sein, da Rege-
lungen, die mit der aktiven Beteiligung 
der Kinder getroffen wurden, häufig 
stabiler sind (Kindler/ Eppinger 2022).

Daher ist es sinnvoll, wenn Bera-
tungsstellen ein Konzept zum mög-
lichen Einbezug von Kindern in die 
elterliche Trennungsberatung erarbeitet 
haben. Auf dieses könnten die Eltern 

auch zu Beginn der Beratung verwiesen 
werden, denn beide Elternteile für den 
Einbezug des Kindes zu gewinnen, ge-
staltet sich in vielen Fällen als schwie-
rig (Weber 2012, S. 101). In diesem 
Zusammenhang verweist auch Schlund 
darauf, dass aus Sicht der Eltern häufig 

nur der andere Elternteil durch sein 
Verhalten dem Kind schade. Wenn 
Fachkräfte dann den Konflikt zwischen 
den Eltern als Belastung für das Kind 
thematisieren, fühlen sich die Eltern oft 
unverstanden (Schlund 2013, S. 307). 
Auch wenn es oftmals sicherlich fach-
lich fundierte und nachvollziehbare 
Gründe gibt, ein Kind nicht einzube-
ziehen, sollte diese Entscheidung nicht 
von einem Elternteil getroffen werden, 
der Angst vor einer aus seiner Sicht 
unerwünschten Entwicklung hat und 
die Kontrolle über das Leben nach 
der Trennung behalten möchte (Weber 
2012, S. 101). Zweck des KJSG ist es die 
Autonomie und die Selbstwirksamkeit 
des Kindes zu stärken. Dieser Zweck, 
der auch in dem Regelungsgedanken 
des § 8 Abs. 3 SGB VIII enthalten ist, 
spricht für einen Einbezuges eines 
Kindes in die elterliche Trennungs-
beratung. In diesem geschilderten 
Exkurs sollte strikt darauf geachtet 
werden, dass sich die Fachkraft zum 
»vermeintlichen Wohl« des Kindes 
nicht von einem Elternteil vereinnah-
men oder instrumentalisieren lässt. Ein 
direkter Anwendungsfall des § 8 Abs. 3 
SGB VIII ist er hingegen nicht.

Fazit
Kinder und Jugendliche in Deutschland 
haben einen bedingungslosen Anspruch 
auf Beratung, wie es der Gesetzgeber 
in der Gesetzesbegründung zum KJSG 
schreibt. Dies gilt insbesondere auch 
in der institutionellen Erziehungsbera-
tung. Allerdings ist zu beachten, dass 
minderjährige Ratsuchende grundsätz-
lich keinen Anspruch auf dauerhafte 

Für Beratungsstellen ist es 
sinnvoll, ein Konzept zum 
Einbezug von Kindern in die 
elterliche Trennungsberatung  
zu erarbeiten. 

Zweck des KJSG ist es die Auto- 
nomie und die Selbstwirksamkeit 
von Kindern zu stärken. 
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Beratung gemäß § 28 SGB VIII in steter 
Unkenntnis der Personensorgeberech-
tigten haben. Die beratende Fachkraft 
muss sich bewusst sein, dass es aus 
rechtlichen und fachlichen Gesichts-
punkten erforderlich und geboten ist, 
bei der Beratung von Kindern und 
Jugendlichen die widerstreitenden 
grundrechtlich geschützten Positionen 
permanent gegeneinander abzuwä-
gen und den künftigen Einbezug der 
Personensorgeberechtigten mitzu-

denken. Dies kann und sollte auch in 
Form von Fallbesprechungen im Team 
geschehen bzw. in der Intervision und 
die Ergebnisse dokumentiert werden, 
auch und gerade bei einer möglichen 
Gefährdung des minderjährigen Men-
schen. Der Hinweis aus der bke-Stel-
lungnahme Kooperation, Partizipation 
und Schutzkonzepte (bke 2022b, 
S. 16), dass Beratungsstellen Konzepte 
entwickeln sollten, wann und wie Per-
sonensorgeberechtigten bei Beratung 

Minderjähriger einbezogen werden, 
kann an dieser Stelle nochmals bekräf-
tigt werden. Wichtig ist: Dieser Hinweis 
steht aber keinesfalls einer Beratung 
von Kindern und Jugendlichen ohne 
Kenntnis der Personensorgeberech-
tigten entgegen. Unabhängig von der 
Frage, ob entsprechende Konzepte ent-
wickelt worden sind, haben Kinder und 
Jugendliche ein subjektives Recht auf 
Beratung. Die Voraussetzungen regelt 
§ 8 Abs. 3 SGB VIII. 

Bedingt bedingungsloser Anspruch	 bke-Hinweis
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